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                                                 LG Berlin
                                            
	
                                                Suizidhilfe
                                            


                        

                        
                            Arzt wegen Totschlags verurteilt: Wie frei war der letzte Wille der depressiven Patientin?
                        

                    

                    
                        
                            
Weil er einer depressiven Studentin beim Suizid geholfen hatte, hat das LG Berlin I einen Arzt wegen Totschlags in mittelbarer Täterschaft zu einer Haftstrafe verurteilt. Der Fall wirft auch ein Schlaglicht auf die bis heute vergeblichen Bemühungen um ein Suizidhilfegesetz.
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                                                Kinderehe
                                            
	
                                                Rechtsfolgen
                                            


                        

                        
                            Buschmann legt Gesetzentwurf zu Kinderehen vor
                        

                    

                    
                        
                            
Kinderehen sind in Deutschland ein No-Go. Dabei bleibt es nach einem Gesetzentwurf, den das Justizministerium am Freitag veröffentlicht hat. Hierin werden nach einer Rüge des BVerfG in einem zweiten Anlauf jetzt auch die Folgen für zum Beispiel Unterhaltsansprüche geregelt.
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                                            Deutschland
                                        
	
                                            Völkermord
                                        


                            

                            
                                Deutschland der Beihilfe zum Völkermord in Gaza beschuldigt
                            

                            
                                Ein halbes Jahr nach Beginn des Gaza-Krieges nimmt der Druck auf Israel und seine Verbündeten zu. Vor dem höchsten UN-Gericht will Nicaragua ein Ende deutscher Waffenlieferungen an Israel durchsetzen – und hat Deutschland der Beihilfe zum Völkermord im Gazastreifen beschuldigt.
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                                            Beleidigung
                                        
	
                                            Politischer Aschermittwoch
                                        


                            

                            
                                Söder beleidigt: Geldstrafe für österreichischen Ex-Politiker
                            

                            
                                Nach seinen Verbalattacken gegen CSU-Chef Markus
Söder beim politischen Aschermittwoch der AfD hat das AG
Deggendorf eine Geldstrafe gegen den österreichischen Ex-Politiker
Gerald Grosz verhängt. Söder werde durch die Äußerungen "in die Nähe
des nationalsozialistischen Regimes" gerückt. 
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                                            Gerichtsdolmetscher
                                        
	
                                            Prüfung
                                        


                            

                            
                                Gerichtsdolmetscher fürchten schärfere Zugangsbedingungen zu Beruf
                            

                            
                                In vielen Prozessen beherrschen Angeklagte die deutsche Sprache
nicht. Damit sie sich äußern können, gibt es Gerichtsdolmetscher.
Deren Qualität muss sich aus Sicht des Bundesjustizministeriums verbessern. Vertreter des Berufsstandes befürchten nun einen Aderlass.
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                                            BGH

	
                                            Innovationsberatung
                                        
	
                                            Subventionsbetrug
                                        


                            

                            
                                Innovativ zu Fördergeldern: Verurteilung wegen Subventionsbetrugs bestätigt
                            

                            
                                Innovativ war ihr Geschäftsmodell – nur leider nicht legal. Jetzt ist das Urteil gegen sechs Bandenmitglieder rechtskräftig, die sich unter Umgehung der Subventionsvorgaben mit der Innovationsberatung von KMU Fördergelder in Millionenhöhe erschlichen haben. Rechtsfehler sah der BGH im Urteil der Vorinstanz nicht.
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                                            Polizeiinspekteur
                                        
	
                                            Sexuelle Nötigung
                                        


                            

                            
                                Freispruch für Inspekteur der Polizei rechtskräftig
                            

                            
                                Der Freispruch des ranghöchsten Polizeivollzugsbeamten Baden-Württembergs vom Vorwurf der sexuellen Nötigung ist rechtskräftig. Der BGH hat ein Urteil des Stuttgarter LG bestätigt, wonach es zwar zu Zärtlichkeiten zwischen dem Inspekteur der Polizei und einer Polizistin gekommen sei – allerdings einvernehmlich.
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                                            BVerfG

	
                                            Klimaaktivist
                                        
	
                                            Meinungsfreiheit
                                        


                            

                            
                                Korruptionsvorwurf: BVerfG kassiert Urteil gegen Klimaaktivisten
                            

                            
                                Der Klimaaktivist Samuel Bosch hatte im Zuge einer Protestaktion gegen eine Waldrodung den schwäbischen Regierungspräsidenten als korrupt bezeichnet und saß wegen übler Nachrede einen Jugendarrest ab. Nach einer Entscheidung des BVerfG ist der Aktivist wieder auf freiem Fuß.
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                                            Dr. Lars Niesler
                                        


                                

                                
                                    Bekenntnis zu den Amtsgerichten
                                

                                Bis zu welchem Streitwert ist das Amtsgericht in Zivilsachen sachlich zuständig? Diese Frage kann jeder Examenskandidat beantworten: 5.000 Euro. Jahrzehntelang erschien diese Grenze unverrückbar. Jetzt ist endlich Bewegung in die Sache gekommen. Dr. Lars Niesler, Direktor des Amtsgerichts Mosbach, findet das in unserem Editorial nicht ambitioniert genug.
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                                            Agenda
                                        


                                

                                
                                    Die Termine der 15. Kalenderwoche
                                

                                Kann ein Verkäufer eines Oldtimers jegliche Sachmängelhaftung ausschließen, aber gleichzeitig behaupten, die Klimaanlage sei top? Das muss der BGH klären, weil im Streitfall Lüftung und Heizung dann doch ihre Macken hatten. Das BVerfG urteilt über die Rechte eines leiblichen Vaters gegenüber dem rechtlichen Papa. Gestritten wird außerdem über unerwünschte Reklamepost, Einnahmeausfälle von Hotelbetreibern durch Corona-Verbote und die Berechnung steuerbegünstigter Bereitschaftsdienste.
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                                Kolumne
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                                            Markus Hartung
                                        


                                

                                
                                    Dulden, ohne zu liquidieren?
                                

                                „Immer mehr Verbraucher pochen auf ihr Recht – jetzt haben die Gerichte ein Problem“, lautete unlängst eine Schlagzeile bei CHIP, dem nach eigenen Angaben größten Verbraucherportal Deutschlands. Dass der Beitrag gefühlt etwas spät kommt, ist nicht so entscheidend, wir wissen ja, dass es nicht „jetzt“, sondern ein seit Jahren virulentes Thema ist und bisher niemand die silver bullet gefunden hat, um es in den Griff zu bekommen.
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                                Interview
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                                            Klaus Pflieger
                                        


                                

                                
                                    Neues Kapitel in der Geschichte der RAF?
                                

                                Die Verhaftung der vormaligen RAF-Terroristin Daniela Klette nährt die Hoffnung, dass bei der Aufklärung von Verbrechen der ehemaligen Terrororganisation ein neues Kapitel aufgeschlagen werden könnte. Hierüber haben wir mit Klaus Pflieger gesprochen, der als früherer Mitarbeiter der Bundesanwaltschaft und Generalstaatsanwalt in Stuttgart sowohl gegen Mitglieder der RAF als auch gegen den NSU ermittelt hat.
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                                Kolumne

                                    [image: Lorem Ipsum]
                            

                        

                        
                            
                                
                                    	
                                            Prof. Dr. Christoph Degenhart
                                        


                                

                                
                                    "Alle Macht den Räten?"
                                

                                50 Jahre nach der Novemberrevolution wurde die Parole erneut skandiert, gerne verbunden mit der Aufforderung, einem sich ins Versmaß fügenden Vertreter der Staatsmacht die "Gräten zu brechen". Von so aggressiver Rhetorik sind selbst "Klimaaktivisten" mit ihren etwas diffusen Vorstellungen von losbasierten, verbindliche Entscheidungen treffenden "Gesellschaftsräten" weit entfernt – sie wären ohnehin verfassungskonform nicht realisierbar. 
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                                            Prof. Dr. Thorsten Ingo Schmidt
                                        


                                

                                
                                    Klima- und Verkehrspolitik mit Parkgebühren?
                                

                                Autos werden immer größer und schwerer – was angesichts von knappem Parkraum und schmalen Straßen zu immer mehr Problemen in unseren Innenstädten führt. Die Bewohner von Paris haben in einem Bürgerentscheid für eine drastische Erhöhung der Parkgebühren für hochmotorisierte Schwergewichte gestimmt. In deutschen Kommunen gibt es vergleichbare und weitere Überlegungen, um die Innenstädte autofreier zu machen. Prof. Dr. Thorsten Ingo Schmidt von der Universität Potsdam hat uns hierzu die Rechtslage erläutert.
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        Internet Explorer: Unsere Empfehlung

        ×
        
            Sie nutzen noch den Interenet Explorer 11 (IE11) und wir empfehlen Ihnen, bis zum 15. Juni 2022 auf den neuen Browser „Microsoft Edge“ oder eine aktuelle Version eines anderen gängigen Internet-Browsers (Firefox, Chrome, usw.) umzusteigen. Wir folgen damit den Empfehlungen des Unternehmens Microsoft, das ebenfalls schrittweise begonnen hat, die Unterstützung dieser Browserversion einzustellen. Bei Fragen wenden Sie sich bitte an unsere Hotline unter der Telefonnummer 089-38189-421.
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